BFH Bundesfinanzhof %

Urteil vom 07. November 2023, VIII R 5/23

Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteilen vom 07.11.2023 VIIIR 7/21 und VIII R 16/22 - Riickabwicklung eines
Verbraucherdarlehensvertrags

ECLI:DE:BFH:2023:U.071123.VIIIR5.23.0
BFH VIII. Senat

AO & 38, EStG § 20 Abs 1 Nr 7, EStG & 22 Nr 3, BGB & 346, BGB & 348, BGB & 357b, EStG& 2 Abs 1 S 1 Nr 5, EStG & 2 Abs
1S 1Nr7,EStGVZ 2018

vorgehend Finanzgericht Berlin-Brandenburg , 25. Januar 2023, Az: 3 K 3033/20
Leitsatze

1. NV: Der Bezug eines Nutzungsersatzes im Rahmen der reinen Rickabwicklung eines Verbraucherdarlehensvertrags
nach Widerruf (vor Anwendbarkeit des & 357a Abs. 3 Satz 1 des Blrgerlichen Gesetzbuchs --BGB-- a.F.; jetzt § 357b BGB)
begriindet keinen steuerbaren Kapitalertrag, da er nicht auf einer erwerbsgerichteten Tatigkeit beruht und mithin nicht
innerhalb der steuerbaren Erwerbssphare erzielt wird.

2. NV: Das infolge des Widerrufs entstandene Riickgewahrschuldverhaltnis ist bei der gebotenen wirtschaftlichen
Betrachtungsweise ertragsteuerlich als Einheit zu behandeln.

3. NV: Der bezogene Nutzungsersatz ist auch nicht gemafl § 22 Nr. 3 des Einkommensteuergesetzes steuerbar.

Tenor

Auf die Revision der Klager werden das Urteil des Finanzgerichts Berlin-Brandenburg vom 25.01.2023 - 3 K 3033/20 und
die Einspruchsentscheidung vom 10.02.2020 aufgehoben.

Der Einkommensteuerbescheid 2018 vom 30.08.2019 wird dahingehend gedndert, dass bei den Einkinften aus
Kapitalvermogen im Sinne des § 32d Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes ein Betrag von 10.527,05 € nicht bei den
laufenden Kapitalertragen angesetzt wird.

Die Berechnung der Steuer wird dem Beklagten aufgegeben.

Die Kosten des gesamten Verfahrens hat der Beklagte zu tragen.

Tatbestand

1 Die Beteiligten streiten darliber, ob es sich bei der von einer Bank aufgrund eines widerrufenen Darlehensvertrags
gezahlten Nutzungsentschadigung fur bereits erbrachte Zins- und Tilgungsleistungen um steuerbare Einkulnfte
handelt.

2 Die Klager und Revisionsklager (Kldager) werden im Jahr 2018 (Streitjahr) als Ehegatten zusammen zur
Einkommensteuer veranlagt. Sie nahmen im Jahr 2003 ein Darlehen uber 93.000 € bei der X-Bank zur Finanzierung
einer privat genutzten Immobilie auf. Die Bank zahlte das Darlehen aus. Die Klager erbrachten monatliche Zins- und
Tilgungsleistungen. Die X-Bank rechnete im Juli/August 2015 das Darlehen ab. Die Klager glichen den von der Bank
errechneten Schuldsaldo aus und entrichteten eine Vorfalligkeitsentschadigung.

3 Mit Schreiben vom 26.08.2015 widerriefen die Klager unter Verweis auf eine fehlerhafte Widerrufsbelehrung ihre
auf den Abschluss des Darlehensvertrags gerichteten Willenserklarungen und klagten vor dem Landgericht (LG) Z
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gegen die X-Bank die Riickerstattung der Vorfalligkeitsentschadigung ein. Das LG Z sah den Widerruf als wirksam an
und verurteilte die Bank wie beantragt. Die X-Bank legte Berufung ein. Vor dem Berufungsgericht beantragten die
Klager, die Berufung zuriickzuweisen und daruber hinaus --erstmalig-- die X-Bank zu einer weiteren Zahlung in
Hohe von 10.548,33 € zu verurteilen. Der Darlehensvertrag habe sich infolge des Widerrufs in ein
Riuckgewahrschuldverhaltnis umgewandelt. Daraus ergebe sich neben dem Anspruch auf Rickerstattung der
Vorfalligkeitsentschadigung auch ein Nutzungsersatzanspruch der Darlehensnehmer wegen der erbrachten Zins-
und Tilgungsleistungen in Hohe von 2,5 % uber dem Basiszinssatz.

Die X-Bank nahm die Berufung zurlick und blieb aufgrund des Urteils des LG Z zur Riickerstattung der
Vorfalligkeitsentschadigung verpflichtet. In der Folgezeit erklarte sich die X-Bank auf3ergerichtlich dazu bereit, an
die Klager einen Nutzungsersatz in Hohe von 10.527,05 € zu zahlen.

Die X-Bank zahlte im Streitjahr den Betrag von 10.527,05 € abzuglich Kapitalertragsteuer und Solidaritatszuschlag
aus und erteilte den Klagern eine Steuerbescheinigung.

Im Rahmen des Veranlagungsverfahrens beantragten die Klager unter Vorlage der Steuerbescheinigung die
Uberpriifung des Steuereinbehalts fiir den Nutzungsersatz. Der Beklagte und Revisionsbeklagte (Finanzamt --FA--)
beruicksichtigte im Einkommensteuerbescheid fir das Streitjahr vom 30.08.2019 den Nutzungsersatz in Hohe von
10.527,05 € sowie weitere nicht streitige Kapitalertrage in Hohe von 989,51 € bei den Einkunften aus
Kapitalvermdgen im Sinne des & 32d Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes in der fiir das Streitjahr anzuwendenden
Fassung (EStG).

Die nach erfolglosem Vorverfahren erhobene Klage hatte keinen Erfolg. Das Finanzgericht (FG) hat entschieden,
dass der von der Bank aufgrund des Widerrufs des Darlehens gezahlte Nutzungsersatz fir die erbrachten Zins- und
Tilgungsleistungen vollumfanglich in Hohe von 10.527,05 € gemaR & 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG zu besteuern sei.

Mit ihrer Revision rligen die Kldger die Verletzung materiellen Bundesrechts.

Die Klager beantragen,

das Urteil des FG Berlin-Brandenburg vom 25.01.2023 - 3 K 3033/20 und die Einspruchsentscheidung vom
10.02.2020 aufzuheben und den Einkommensteuerbescheid fiir 2018 vom 30.08.2019 dahingehend zu andern, dass
ein Betrag in Hohe von 10.527,05 € als nicht steuerbar behandelt wird.

Das FA beantragt,
die Revision als unbegriindet zurlickzuweisen.

Entscheidungsgrunde

11

12

13

Die Revision ist begriindet. Sie fuhrt zur Aufhebung der Vorentscheidung und Stattgabe der Klage (§ 126 Abs. 3

Satz 1 Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Der im Rahmen der Rickabwicklung des Darlehensvertrags von der
X-Bank an die Klager geleistete Nutzungsersatz in Hohe von 10.527,05 € ist kein steuerbarer Kapitalertrag im Sinne
des § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG (unter 11.1.). Die Ruckabwicklung des Darlehensvertrags fihrt bei den Klagern auch nicht
zu Einkinften aus Leistungen im Sinne des & 22 Nr. 3 EStG, sodass sich die Vorentscheidung auch nicht gemaf3

§ 126 Abs. 4 FGO im Ergebnis als richtig darstellt (unter 11.2.). Die Sache ist spruchreif (unter I1.3.). Der Senat gibt der
Klage wie beantragt statt.

1. Die Entscheidung des FG, dass der im Rahmen der Riickabwicklung des Darlehensvertrags von der X-Bank an die
Klager geleistete Nutzungsersatz fiir Zins- und Tilgungsleistungen in Hohe von 10.527,05 € zu einem Kapitalertrag
im Sinne des & 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG fiihrt, hilt einer revisionsrechtlichen Uberpriifung nicht stand. Der
Nutzungsersatz ist nicht steuerbar. Er beruht nicht auf einer erwerbsgerichteten Tatigkeit der Klager und ist mithin
nicht innerhalb der steuerbaren Erwerbssphare angefallen.

a) Im Streitfall hat das FG die zwischen den Klagern und der X-Bank auBergerichtlich getroffene Vereinbarung
dahingehend ausgelegt, dass in ihr ausschlieflich die wechselseitigen Anspriche aus dem
Rickgewahrschuldverhaltnis im Wege des gegenseitigen Nachgebens erledigt werden sollten und der an die Klager
geleistete Betrag in Hohe von 10.527,05 € als Nutzungsersatz der Klager anzusehen ist. Dagegen sind keine
zuldssigen und begriindeten Verfahrensriigen erhoben worden. Die Auslegung des FG verstof3t auch nicht gegen
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anerkannte Auslegungsgrundsatze oder Denk- und Erfahrungssatze und ist daher fiir den Senat gemaf & 118 Abs. 2
FGO bindend (vgl. Beschlusse des Bundesfinanzhofs vom 09.10.2001 - VIII B 30/01, BFH/NV 2002, 191, m.w.N.; vom
05.12.2006 - VIII B 4/06, BFH/NV 2007, 490, unter 2.c [Rz 10]).

14 b) Der von den Klagern vereinnahmte Nutzungsersatz in Hohe von 10.527,05 € ist nicht steuerbar. Im Streitfall ist
die Ruckabwicklung der Darlehen nach den in den Urteilen des Senats vom 07.11.2023 - VIII R 7/21 und
VIII R 16/22 (BFHE 282, 555) dargelegten Mafdstaben keine steuerbare erwerbsgerichtete Tatigkeit. Das
Riuckgewahrschuldverhaltnis ist bei wirtschaftlicher Betrachtung ertragsteuerlich als Einheit zu behandeln. Dies gilt
unabhangig davon, ob die Riickabwicklung einvernehmlich, durch Vergleich, durch zivilgerichtliches Urteil oder auf
andere Weise vollzogen wird und ob die Parteien des urspringlichen Darlehensvertrags --wie im Streitfall-- anstelle
der Leistung von Wertersatz an die Bank auf eine Riuckabwicklung der vom Darlehensnehmer geleisteten Zinsen
verzichten. Die Kldager und die X-Bank haben im Rahmen ihrer vergleichsweisen Einigung uber die Riickabwicklung
des Darlehensvertrags hinaus auch keine weiteren Vereinbarungen getroffen, die zu steuerbaren Kapitalertragen
fuhren kénnten.

15 2. Die Entscheidung des FG stellt sich auch nicht aus anderen Griinden im Ergebnis als richtig dar (§ 126 Abs. 4
FGO). Der von der X-Bank geleistete Nutzungsersatz ist nicht nach der allein in Betracht kommenden Regelung zu
den Einkiinften aus Leistungen im Sinne des & 22 Nr. 3 EStG steuerbar, da es sich bei der Riickabwicklung des
Darlehensvertrags nicht um einen Leistungsaustausch in der Erwerbssphare handelt. Wegen der weiteren
Begriindung nimmt der Senat zur Vermeidung von Wiederholungen auch insoweit auf seine Urteile vom
07.11.2023 - VIIIR 7/21 und VIII R 16/22 (BFHE 282, 555) Bezug.

16 3.Das FG ist von anderen Rechtsgrundlagen ausgegangen. Sein Urteil ist deshalb aufzuheben. Die Sache ist
spruchreif. Der Senat gibt der Klage statt. Der von der X-Bank an die Klager geleistete Nutzungsersatz fir Zins- und
Tilgungsleistungen in Hohe von 10.527,05 € ist kein steuerbarer Kapitalertrag im Sinne des & 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG
und keine steuerbare Leistung im Sinne des & 22 Nr. 3 EStG. Der angefochtene Einkommensteuerbescheid fur das
Streitjahr vom 30.08.2019 ist wie beantragt dahingehend zu andern, dass bei den Einkiinften aus Kapitalvermogen
im Sinne des & 32d Abs. 1 EStG ein Betrag in Hohe von 10.527,05 € nicht bei den laufenden Kapitalertragen
angesetzt wird.

17 Die Berechnung der Steuer wird dem FA Ubertragen (8 121 Satz 1 i.V.m. & 100 Abs. 2 Satz 2 FGO).

18 4. Die Entscheidung Uber die Kosten beruht auf & 135 Abs. 1 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Page 3 of 3


https://www.bundesfinanzhof.de/en/entscheidungen/entscheidungen-online/decision-detail/STRE202450041/

	Urteil vom 07. November 2023, VIII R 5/23
	Leitsätze
	Tenor
	Tatbestand
	I.

	Entscheidungsgründe
	II.



